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Märkisches Elektrizitätswerk Aktiengesellschaft 

(Landesversorgung der Gaue Mark Brandenburg, Pommern und Mecklenburg) 


Vermögen 


Bilanz am 31. Dezember 1942 


Verbindlichkeiten 


Anlagevermögen: 

Bebaute Grundstücke mit Verwaltungs¬ 
und Wohngebäuden, Mutungsfelder, Gru¬ 
bengrundstücke und Kohlenabbaurechte, 
Grubenanlagen, Kraftwerke einschl. Gas- 
und Wasserwerke, Übertragungs- und Ver¬ 
teilungsanlagen, Werkstätten, landwirt¬ 
schaftliche Betriebe, unbebaute Grund¬ 
stücke und im Bau befindliche Anlagen . . . 
Werkzeuge, Betriebs- und Geschäftsaus¬ 
stattung . 

Konzessionen und andere Rechte . 


RM 


RM 


Beteiligungen. 

Betriebsanlage Guthaben. 

Umlaufvermögen: 

Abraumvorrat, Betriebs- und Verkaufs¬ 
läger, Viehbestand und Feldfrüchte, Miet¬ 
anlagen, Anzahlungen, Forderungen auf 
Grund von Warenlieferungen und Leistun¬ 
gen und sonstige Forderungen . 

Wertpapiere. 

Hypotheken . 

Darlehnsforderungen . 

Forderungen an Konzernunternehmen . . . 
Forderungen aus Krediten nach § 80 des 

Aktiengesetzes. 

Schecks . 

Kasse, Reichsbank- und Postscheckgut¬ 
haben . 

Andere Bankguthaben . .. 

Posten der ltechnungsabgrenzung . 


127 597 059,58 

59 001,— 
2 239 101,02 


129 

895 162,20 

6 

362 034,75 

4 

000 000, — 

40 

985 725,62 

28 

289 892,54 


416 592,09 

2 

599 172,75 


697 056,78 


3 538,06 


347,06 

1 

200 122,67 

18 

273 346,79 


140 257 196,95 


92 465 794,36 
1 185 255,51 


Grundkapital . 

lliicklagen: 

1. Gesetzliche Rücklage .. 

2. Rücklagen für unterbliebene Unterhal¬ 

tungen und Überholungen der Erzeu- 
gungs- und Verteilungsanlagen. 

3. Wohlfahrtsrücklage. 

Wertberichtigungen zu Posten des Anlage¬ 
vermögens . 

Wertberichtigungen für das Umlaufvermögen 

Rückstellungen für ungewisse Schulden. 

Anleihen: ... 

1. Dollaranleihe von 1928 (hypothekarisch 

gesichert) S 2 993 000,— . ; . 

2. Dollaranleihe der früheren Ü. Z. P. (hypo¬ 
thekarisch gesichert) 8 1 980 000,— .... 

3. Sonstige Anleihen (davon RM 9600,— 

hypothekarisch gesichert) . 

Hypotheken . 

Verbindlichkeiten: 

1. Von Arbeitern und Angestellten gegebene 

Pfandgelder .. 

2. Anzahlungen von Kunden, Verbindlich¬ 

keiten auf Grund von Warenlieferungen 
und Leistungen und sonstige Verbind¬ 
lichkeiten . 

3. Verbindlichkeiten gegenüber Konzern¬ 
unternehmen . 

I Posten der Rcchiiungsabgreiizung. 

Gewinn-Vortrag aus 1941 . 

Gewinn in 1942 . 


533 908 216,82 I 


RM 


15 521 665,17 


6 000 000 ,- 
10 000000 , 


284 744 161,16 
200 000,— 


12 570 600,— 
8 316 000,— 
17 135,12 


190 408,81 

8 468 816,51 

20 000 ,— 


RM 

170 000 000, 


31 521 665,17 

284 944 161,16 
7 113 126,62 


20 903 785,12 
86 850,— 


153 735,13 
10 054 809,25 


8 679 225,32 
450 889,05 

10 208 544,38 


533 908 246,82 


Pachtwerte ... 
Bürgschaften.. 


RM 1 080 000,— Pachtwerte . . 
RM 865 000,— Bürgschaften. 


Soll 


Gewinn- und Verlust-Rechnung vom 1. Januar bis 31. Dezember 1942 


RM 1 080 000,- 
RM 865 000,— 


Haben 


Aufwendungen 

Löhne, Gehälter, soziale Abgaben, Abschreibungen und 
Wertberichtigungen auf das Anlagevermögen, abzüglich 
der für Herstellung eigener Anlagen, Weiterverrechnung 
usw. aufgewendeten Beträge, andere Abschreibungen, 
Steuern vom Einkommen, vom Ertrag und vom Vermögen, 

gesetzliche Berufsbeiträge . 

Ablösung der Hauszinssteuer . 

Außerordentliche Aufwendungen . 

Zuweisung an die gesetzliche Rücklage. 

Zuweisung an die Wohlfahrtsrücklage. *:•••-' Lj 

Gewinn-Vortrag aus 1941 . in n-2 «nq os 

Gewinn in 1942 . 10 0o4 809,~o 


RM 


Rohüberschuß gemäß 


Ertrage 
| 132 (1) II Ziff. 1 Akt.-Ges 


Erträge aus Beteiligungen . 

Zinsen und sonstige Kapitalerträge . . . 


64 194 319,92 
456 100,— 
450 463,52 
550 000,— 
500 000,— 


Außerordentliche Erträge 
Gewinn-Vortrag aus 1941 


10 208 544,38 
76 359 427,82 


RM 

74 216 239,54 
28 200,— 
1 290 237,81 
671 015,34 
153 735,13 


76 359 427,82 


Nach dem abschließenden Ergebnis unserer pflichtmäßigen Prüfung auf 
Grund der Bücher und der Schriften der Gesellschaft sowie der vom Vorstand 
erteilten Aufklärungen und Nachweise entsprechen die Buchführung, der 
Jahresabschluß und der Geschäftsbericht, soweit er den Jahresabschluß er¬ 
läutert, den gesetzlichen Vorschriften. 

Berlin, im April 1943. 

Deutsche Treuhand-Gesellschaft 


gez. Ilorschig 
Wirtschaftsprüfer 


gez. pp. Schmidt 
Wirtschaftsprüfer 


Berlin, im April 1943. 

Märkisches Elektrizitätswerk Aktiengesellschaft 

(T.sindesversorßung der fiaui* Mark liramlojihurjj, 
Pommern und Mecklenburg) 

Der Vorstand 


Der Aufsielitsrat besteht aus folgenden Herren: Landeshauptmann Diel- 
loll von Arnim, Potsdam, Vorsitzer; Landesbaurat Bruno Mackeis, Stettin, 
Stellv.Vorsitzer; Landrat Rudolf Freiherr von Erfla, Angermünde, stellv. 
Vorsitzer; Oberregierungsrat Dr. Hermann Bergengruen, Schwerin l.Meckl.; 
Landesrat Dr. Egon Berger, Stettin; Landesbauemführer Willi Bloedoni, 
Stettin; Generaldirektor Dr. Hellmut Börnicke. Berlin; Verbandsprasident 
Wilhelm Dieckmann, Berlin; Justizrat Max Ebbecke, Berlin; Oberbürger¬ 
meister Werner Faber, Stettin; Landrat Ludwig Förster, Butow; Ober- 
ingenieur Hans Gleichmann, Falkensee; Oberbürgermeister Dr. Kurt Halm, 
Rathenow; Landesobmann Frust Henning, Schwanebeck; Regierungs¬ 
direktor Walter I-Iinsch, Berlin; Direktor Dr. Arthur Koepclien, Essen, 
Landrat Dr. Günther Beitzenstein, Templin; Landrat Günther Fremerr 
von Rheinbaben, Nauen; Regierungsdirektor Hermann Rohst, Schwezm 
i. Meckl.; Landrat Dr. Erich Schmidt, Reppen; Oberbürgermeister^ Erich 
Sclimiedeckc, Guben; Laudrat Albrecht von Thaer, Bad Freienwalde (Oder). 
Landesrat Willv Verchow, Potsdam; Oberbürgermeister Walter v « S“"n, 
Seestadt Rostock; Oberbaurat Oskar Vorbrich, Stettin; Generaldirektor 
Georg Warrelmann, Berlin; Kreisbauemführer Hans Zermkow, Auntn. 

Der Vorstand besteht aus folgendeil Herren: Wilhelm Zsehintzsch,Berlin. 
Vorsitzer; Dr. Herbert Overmann, Berlin, z. Zt. bei der \\ h ,ii d • 

Jungk, Berlin, stellv. Mitglied; Hans Kramer, Stettin, stelR . Mttgliett, 
Eduard von Wiarda, Stetlin, stellv. Mitglied, z./.t. bei der Mein macht. 
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Die Stellung der Reichsschuldenverwaltung 
im Rahmen der Zentralbehörden in Gegenwart und Zukunft 

Von Ernst Articus, Präsident der Reiclisscliuldenverwaltung 


I. Leistungsprinzip. Einer der Gradmesser für die 
Leistungen einer Behörde ist das Verhältnis der Größe ihres 
Apparats zu der von ihr bewältigten Arbeit. Exakte Messun¬ 
gen dieser Art vorzunehmen, ist selbstverständlich nicht 
leicht. Der Vergleich des Volumens der im ersten Weltkrieg 
verwalteten Schuld des Reichs und Preußens 1 ) und der Zahl 
des von der Reichsschuldenverwaltung Anfang des Rech¬ 
nungsjahres 1918 beschäftigten Personals gegenüber dem 
jetzigen, gibt aber für die Reichsschuldenverwaltung eine 
solche Möglichkeit. Ein für diese Behörde noch günstigeres 
Bild entsteht, wenn man zum Vergleich z. B. die von ihr am 
31. März 1930 verwaltete Reichsmarkschuld heranzieht. An¬ 
fang des Rechnungsjahres 1918 beschäftigte die Reichs¬ 
schuldenverwaltung etwa 1500, 1930 ungefähr 1250 Beamte 
und Angestellte, jetzt sind nach Absetzung der zum Heeres¬ 
dienst Einberufenen nur noch 588 tätig, obgleich die bcltul- 
den des Reichs und Preußens Sich gegenüber 1918 fast ver¬ 
doppelt, gegenüber 1930 noch weiter vervielfacht 
haben und darüber hinaus die Schulden der Reichsbahn, 
Reichspost, Reichsautobahnen, Österreichs, Lübecks und 
Danzigs hinzugekommen sind. 

Aber nicht nur quantitativ, sondern auch qualitativ stellt 
die Verwaltung der Reichsschulden erhöhte Anforderungen 
infolge der Vielfalt und Komplizierung der Anleihetypen 
gegenüber dem im wesentlichen einheitlichen Rententyp von 
1914/18. Es sei erinnert an die drei Äußeren, teilweise aut 
neun verschiedene Währungen lautenden Anleihen des Deut¬ 
schen Reichs, an die nach der Eingliederung Österreichs 
übernommenen 7 verschiedenen Arten von Ausländsanleihen 
mit je 7 bis 8 ausländischen T rauchen, an die Schuldbucher 
besonderer Art 2 ), an die Hunderttausende von Vorzugsrenten 
auf Grund des Anleiheablösungsgesetzes, an die Äußeren An¬ 
leihen Preußens, Lübecks, Danzigs sowie an die große An¬ 
zahl kleinerer, bei den verschiedensten Gläubigern zu den 
unterschiedlichsten Bedingungen aufgenommenen bchuld- 
scheindarlehen. Dazu kommt die Durchführung der Kon¬ 
version sämtlicher kündbarer 4V 2 prozentiger auslosbarer 
Schatzanweisungen des Deutschen Reichs. 

Diese Vervielfachung des Leistungsgrads der 
Reichsschuldenverwaltung wird ermöglicht durch 
die revolutionäre Umgestaltung der äußeren Form der 
Schuldverbriefung. Das Depotgesetz vom 4. Februar 193/ 
hatte die Vereinfachung des Verwahrungs- und Lieferungs¬ 
geschäftes von Wertpapieren durch Einführung der Sammel¬ 
verwahrung gesetzlich geregelt. Der Gedanke, zur Rationali¬ 
sierung der Form der Reichsfinanzierung das Wertpapier 
überhaupt zu beseitigen und die Sammelverwahrung als 
Mittel zu diesem Zweck zu benutzen, dem Anleiheerwerber 
aber dieselbe gesicherte Rechtsstellung zu verschaffen, wie 
er sie als Eigentümer eines Wertpapiers, also als Besitzer 
einer körperlichen Sache gehabt hätte, wurde erstmals von 
der Reichsschuldenverwaltung gefaßt und entwickelt'). Die 
erforderlichen Gesetzesänderungen und Verordnungen wur- 


i) Statistisches Jahrbuch für das Deutsche Reich 1920, S. 194. 

-) Schuldbuch der Kriegsschädenforderungen, der Polenschädenforde¬ 
rungen, über Gutschriften aus der Beschäftigung im Freiwilligen Arbeits¬ 
dienst und über die Landwirtschaftliche Entschuldung. 


den von der Reichsschuldenverwaltung vorgeschlagen. Der 
Erfolg ist nicht ausgeblieben und allgemein — auch inter¬ 
national — anerkannt. 

Von den neuen Emissionen der Reichsanleihen werden nui 
noch etwa P /2 vH, von denen der verzinslichen Reichsschatz¬ 
anweisungen etwa 6 vH in Wertpapierform ausgefertigt, 
98Vä vH der Anleihen und etwa 94 vH der verzinslichen 
Reichsschatzanweisungen werden in das Reichsschuldbuch 
eingetragen. Von den am 30. Juni 1943 im Reichsschuldbuch 
eingetragenen rd. 75 Milliarden RM der insgesamt rd.95 Mil- 
liardenbetragenden fundierten Schuld des Reichs sind etwa r . 
52 Milliarden für die Wertpapiersammelbank und für 7 Haus¬ 
sammelbanken verbucht, rd. 23 Milliarden als Emzelschuld- 
buchforderungen für Gläubiger die ohne . z w ische . ns ^ ltu .^ 
einer Geldanstalt sich in das Reichsschuldbuch haben ein¬ 
tragen lassen. 

Besonders in Kriegszeiten wie den jetzigen in denen zwei 
der Orundelemente der Produktion — Arbeitskräfte und Roh¬ 
stoffe — für die Erzeugung kriegswichtiger Guter um Jeden 
Preis gefordert werden, ist das Ergebnis dieser Umgestal¬ 
tung des Wertpapierverkehrs zum stuckelosen Verfahren 
für Wirtschaft und Verwaltung von weitesttragender Bedeu¬ 
tung. Welche Mehraufwendungen an Rohstoffen und Arbeits¬ 
kräften ohne diese Fortschritte erforderlich gewesen waren, 
läßt sich etwa errechnen aus der Tatsache, daß der u ™ 
satz der Reichsschuldenkasse, die als Kasse der 
Reichsschuldenverwaltung die Tilgung und Verzinsung der 
Reichsschuld bewirkt, von 15 Milliarden _ im Rechniingsjahr 
1938 auf 310 Milliarden im Rechnungsjahr 194- gestiege 
ist Allein der Fortfall des Zinsschemeinlösungsgeschafts ur 
93 Millionen Stück Zinsscheine, die beim Verharren der 
Technik auf dem Stande des ersten Weltkriegs im Jahre 1943 
in der Kreditwirtschaft hätten bewegt werden müssen, be¬ 
deutet eine Ersparnis von mindestens 200 Millionen Ge 
schäftsvorfällen, die sonst jährlich zu erledigen gewesen 
wären. Man braucht sich nur an die durch die Kriegsanleihen 
von 1914/18 hervorgerufene Papierflut zu erinnern, um zu 
erkennen, was infolge der Einführung des stuckelosen Ver¬ 
fahrens in Reichsanlcihen durch die Reichsschuldenverwal¬ 
tung der Kreditwirtschaft an Arbeit erspart worden ist. 

Das Reich verschuldet sich aber nicht nur in Anleihen und 
Schatzanweisungen, die im Reichsschuldbuch eintragbar 
sind Es begibt auch Wechsel, unverzinsliche Schatzanwei¬ 
sungen und nimmt Geld gegen Darlehnsschuldscheine auf. 
Um Zersplitterungen und Unübersichtlichkeiten zu \ermei 
de™ ist im Reiche wie in jedem modernen Staatswesen eine 
Zentralisierung eingeführt: es ist ein numerus clausus 
der Formen, in denen das Reicli Schuld Verbindlichkeiten 
eingehen kann, geschaffen, es gibt nur eine Stelle, die diese 
Schuldverbindlichkeiten mit rechtlicher Wirksamkeit ver¬ 
briefen oder verbuchen darf — das ist die Reichsschu 
denverwaltun g. . , 

Eine solche Zentralisierung der Schuldenkreierung und 
-Verwaltung bei einer unabhängigen und selbständigen Be- 


2) Dieben, Sparkasse 1938, S. 347; Ernst. DR 1941 S. 298; Lorenz 
Bankarchiv 1943, S.63.; Schultzenstein-Dieben, Reichsanleiherecht, 
S. 154 ff. 
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hörde ist ein Teil der modernen Staatstechnik. Ihr Ursprung 
liegt geschichtlich weit zurück. 

II Sicherung des Staatskredits. Als man in Preu¬ 
ßen nach dem Friedensschluß von 1815 sich wieder den Auf¬ 
gaben der inneren Verwaltung zuwandte, befanden sich der 
Haushalt des Staates infolge der langen französischen Be¬ 
setzung sowie der Freiheitskriege in so arger Zerrüttung 
und das Staatsschuldenwesen in so unübersichtlichem und 
verworrenem Zustande, daß es zunächst darauf ankam, eine 
Übersicht über den Stand der Schuld zu gewinnen und da¬ 
nach zu bestimmen, welche Aufwendungen zur regelmäßigen 
Verzinsung und allmählichen Tilgung jährlich zu machen 
waren. Der Kredit des Staates lag völlig darnieder, wie 
Heinrich von Treitschke 4 ) über die damalige Stim¬ 
mung eines verarmten und entmutigten Geschlechtes berich¬ 
tet. Da galt es, gründlich Wandel zu schaffen. 

Die Wurzel des Staatskredits ist, so erkannte man damals, 
das Vertrauen der Kreditgeber zur Kreditwürdigkeit und zur 
Finanzgebarung des Staates. Um dieses Vertrauen zu ge¬ 
winnen, schien eine Offenlegung der Schulden erfor¬ 
derlich. Bis dahin war die Geheimhaltung der Staatsschulden 
politischer Grundsatz gewesen. Nun wurde als Neuerung von 
größter Bedeutung das Publizitätsprinzip eingeführt. In einer 
VO vom 17. Januar 1820 heißt es: „Das Staatsschuldenwesen 
ist durch Meine heute erlassenen und mit dem von Mir voll¬ 
zogenen Etat für die Verzinsung und Tilgung zur öffent¬ 
lichen Bekanntmachung bestimmten Verordnungen für 
immer definitiv reguliert.“ Indem man den Stand der Ver¬ 
schuldung des Staates vor dem Lande und vor aller Welt 
öffentlich darlegte, brach man mit den Gepflogenheiten der 
früheren Zeit. 

Die wichtigste Maßregel zur Hebung des Staatskredits war 
aber die Abtrennung des Anleihewesens von der eigentlichen 
Finanzverwaltung und die Übertragung auf eine unab¬ 
hängige Schuldenverwaltung. Sinn und Bedeutung 
einer solchen, von der allgemeinen Finanzverwaltung abge- 
sonderten selbständigen Behörde ist es, die Verwaltung der 
Staatsschulden auf den unantastbaren Boden des 
Rechts zu stellen. Es handelt sich hierbei, wie I erhalleJ 
treffend formuliert hat, um eine „Selbstkritik des Staa¬ 
tes in bezug auf seine Kreditpolitik, die Notwendigkeit, die 
geringere Gläubigerkontrolle durch eine stärkere Eigen- 
kontrolle zu ersetzen“. 

Nach einer weiteren VO vom 17. Januar 1820 wurde dem¬ 
entsprechend „eine von den übrigen Staats- und Finanzver- 
waltuugen ganz abgesonderte Behörde“ unter der Benen¬ 
nung „Hauptverwaltung der Staatsschulden' errichtet. Die 
neue Behörde sollte, wie es in der VO heißt, dem König und 
der Gesamtheit der Staatsgläubiger dafür haften, daß „weder 
ein Staatsschuldschein mehr, noch andere Staatsschulden¬ 
dokumente irgendeiner Art ausgestellt werden, als der von 
Uns vollzogene Etat besagt“; sie war verantwortlich für die 
pünktliche Verzinsung und Tilgung der gesamten Staats¬ 
schuld; ihr Präsident und die Mitglieder hatten wegen der 
gesamten Verpflichtungen und darüber, „daß sie bei ihrer 
Verwaltung nach keinen anderen als den im gegenwärtigen 
Gesetze ausgesprochenen Grundsätzen verfahren wollen , 
einen besonderen feierlichen Eid zu leisten. 

Die neue Behörde wurde, von dem Gedanken ausgehend, 
daß nur eine starke Schuldenverwaltung eine starke Bürg¬ 
schaft für den öffentlichen Kredit sein könne, mit besonderen 
Garantien für ihre Unbeeinflußbarkeit ausgestattet. Die 
staatsrechtliche Bedeutung der VO vom 17. Januar 1521) be¬ 
steht mithin darin, daß der absolute König sich in der Haupt¬ 
verwaltung der Staatsschulden ein ihm allein verantwoit- 
liclies, im übrigen aber unabhängiges Kontrollorgan für das 
Schuldenwesen schuf, wie seine Vorfahren sich ein solches 
für die recht- und zweckmäßige Verwendung der Staatsgel¬ 
der in der Oberrechnungskammer geschaffen hatten. 

Die Unabhängigkeit der Schuldenverwaltung fand ihre ge¬ 
schichtliche Bestätigung, als sich 1850 infolge Einführung der 
Verfassung in Preußen und der in der Verfassungsurkunde 
vorgesehenen Ministerverantwortlichkeit die Frage erhob, 
ob die „exzeptionelle Stellung“ der Hauptverwaltung 
der Staatsschulden mit der konstitutionellen Regierungsform 
verträglich sei. Hierbei werde, wie es in den Motiven zu 
einem Antrag auf Umgestaltung des Staatsschuldenwesens in 
der Sitzung der Ersten Kammer vom 26. Januar 1850 heißt, 
reiflicli zu erwägen sein, „ob eine Institution, welcher der 
Staat nach einer überstandenen gefahrvollen Zeit, in der die 
Finanzen fast erschöpft waren, die Wiederherstellung seines 

4 ) Deutsche Geschichte im neunzehnten Jahrhundert. Dritter Teil, S. 69. 
6 ) Finanzwissenschaft, S. 505. 


Kredits verdankt und deren Vorzüge während eines dreißig¬ 
jährigen Bestehens sich vollständig bewährt haben , aufzu¬ 
heben oder nicht vielmehr aufrechtzuerhalten sei. Man kam 
grundsätzlich zu einer Beibehaltung des bisherigen Zustan¬ 
des wobei allerdings die Schuldenverwaltung aus einem Oi- 
gan des absoluten Königs nunmehr zu einem Kontrollorgan 
der Legislative gegenüber der Exekutive wurde. 

Nach der neuen, noch jetzt geltenden Reichsschuldenord¬ 
nung vom 13. Februar 1924 wurde die Preußische Hauptver¬ 
waltung der Staatsschulden, die seit 1868 die Bundes- und 
dann später die Reichsanleihen mitverwaltet hatte, als selb¬ 
ständige Behörde aufgehoben. An ihre Stelle trat infolge des 
Anschwellens der Reichsschulden während des ersten Welt¬ 
krieges und nach seiner Beendigung die Reichsschuldenver¬ 
waltung. Die staatsrechtliche Stellung der Behörde ist aber 
dieselbe wie früher geblieben, was in der Begründung zum 
Entwurf einer Reichsschuldenordnung'’) unzweideutig zum 
Ausdruck gekommen ist. Die Reichsschuldenverwaltung war 
nach wie vor Organ der Legislative, jetzt des Reichstags und 
des Reichsrats. 

Ebenso wie die einstige Preußische Hauptverwaltung der 
Staatsschulden hat die Reichsschuldenverwaltung eine Mo¬ 
nopolstellung, durch die ihre Bedeutung im Rahmen der 
Zentralbehörden begründet wird. Erschöpfend fuhrt die 
Reichsschuldenordnung in Verbindung mit dem Reichsschuld¬ 
buchgesetz die fünf Formen auf, in denen das Reich Kredit¬ 
verbindlichkeiten eingehen darf: Schuldverschreibungen, 
Schatzanweisungen, Wechsel, Darlehen gegen Schuldschein 
und Schuldbuchforderungen. Diese Urkunden und Schuld¬ 
buchforderungen dürfen n u r von der Reichsschuldenverwal¬ 
tung ausgestellt bzw. begründet werden. Eine Umgehung 
der Reichsschuldenverwaltung bei der Verbriefung oder Ver¬ 
buchung der Schulden ist unzulässig. Durch § 4 der Reichs¬ 
schuidenordnung ist die Ausstellung der Schuldurkunden dei 
Reichsschuldenverwaltung in dem Sinne Vorbehalten, daß 
überhaupt Urkunden dieser Art von keiner anderen Stelle für 
das Reich ausgestellt werden können, und zwar mit der Wir¬ 
kung der privatrechtlichen Ungültigkeit im Falle der Beur¬ 
kundung durch eine unzuständige Stelle. Für die Buchschul¬ 
den ergibt sich das gleiche aus den Vorschriften des § 21 der 
Reichsschuldenordnung und der §§ 1, 2 des Reichsscliuldbuch- 
gesetzes. Weil damit die Begründung von Kreditverpflich¬ 
tungen ausschließlich der Reichsschuldenverwaltung in die 
Hand gegeben und sie dadurch tatsächlich in den Stand ge¬ 
setzt ist, eine gesetzwidrige Kreditaufnahme zu verhindern, 
ist für eine vorbeugende Kreditüberwachung durch sie erst 
die Voraussetzung geschaffen. Ob das Reich Kredite aufneh¬ 
men und sich für die Zukunft verschulden kann oder soll und 
welche Schuldsumme tragbar ist, das vermag allein die die 
Leistungsfähigkeit und die Bedürfnisse des Staates als Ganzes 
übersehende höchste Stelle zu beurteilen. Von ihr muß daher 
die Kreditermächtigung ausgehen, d. i. die in die Form eines 
Gesetzes gekleidete Feststellung, daß der Staat in bestimm¬ 
ter Höhe sich Geldmittel im Wege des Kredits beschaffen 
kann. Wie von dieser Kreditermächtigung Gebrauch zu 
machen ist, in welchem Zeitpunkt, zu welchem Zinssatz und 
mit welchen Tilgungsbedingungen, auch in welcher Höhe eine 
Anleihe innerhalb derKreditermächtigung aufzunehmen ist, be¬ 
stimmt die Finanzverwaltung nach den für sie maßgebenden 
politischen und finanziellen Gesichtspunkten. Dagegen ist es 
Aufgabe der Reichsschuldenverwaltung, die Rechtskon¬ 
trolle des Reichskredits auszuüben, so daß sich für 
die Staatskredite eine Dreiteilung der Funktionen ergibt. 

Was die dritte dieser Funktionen, die Rechtskontrolle des 
Reichskredits, anlangt, so äußert sie sich nach folgenden 
Richtungen hin: 

1. Zunächst ist von der Reichsschuldenverwaltung festzu¬ 
stellen, daß die beabsichtigte Kreditaufnahme gesetzlich 
zugelassen ist 7 ). Aus der Pflicht, die Gesetzlichkeit eines 
Ausfertigungsersuchens zu prüfen, folgt, daß die Reichs¬ 
schuldenverwaltung selbständig und unbedingt verant¬ 
wortlich ist für die Auslegung der Gesetze, Rechtsverord- 
nungen sowie Verwaltungsvorschriften, welche die Kre¬ 
ditaufnahme zulassen. 

2. Ferner hat die Reichsschuldenverwaltung unter eigener 
Verantwortung zu prüfen, ob die Kreditaufnahme selbst, 
insbesondere hinsichtlich der Höhe und etwaiger sonstiger 
Bedingungen, sich im Rahmen des Gesetzes hält. Um 
dieser Aufgabe gerecht zu werden, führt sie unter der Be¬ 
zeichnung Kreditkontrolle über alle Kreditermächti- 

•) Siehe Schultzenstein-Dieben, Reichsanleiherecht, S. 54/55. 

’) Art. 1 des Gesetzes zur Behebung der Not von Volk und Reich vom 
24. März 1933. 
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gungen in der Weise Buch, daß jederzeit aus der Höchst¬ 
grenze für jeden einzelnen Kredit entnommen werden 
kann, in welchem Maße er schon in Anspruch genommen 
und für welchen Betrag er noch offen ist. 

3. Die Reichsschuldenverwaltung hat endlich unter eigener 
Verantwortung Vorsorge zu treffen, daß die Begründung 
und Verwaltung der Reichsschulden in Formen geschieht, 
die Gewähr für eine gehörige Verzinsung und Tilgung 
bieten. So ist es z. B. eine der Aufgaben der Reichsschul¬ 
denverwaltung, eine Ausstattung der von ihr in den Ver¬ 
kehr gebrachten Wertpapiere zu wählen, die nach dem 
jeweiligen Stande der Technik Fälschungen und Verfäl¬ 
schungen praktisch unmöglich macht. 

Zur Wahrung der Rechte der Anleihegläubiger ist darüber 
hinaus die Reichsschuldenverwaltung durch § 22 der Reichs¬ 
schuidenordnung auch mit der Verwaltung, Verzinsung so¬ 
wie Tilgung der Reichsschulden und damit dem ganzen An¬ 
leihedienst von der Herstellung der Urkunden an bis zu ihrer 
Vernichtung betraut. 

Nach § 23 der Reichsschuldenordnung ist die Reichsschul¬ 
denverwaltung „selbständig und unbedingt verantwortlich 
für die Erfüllung der ihr übertragenen Aufgaben. Ausdruck 
dieser selbständigen und unbedingten Verantwortlichkeit ist 
der nach § 30 der Reichsschuldenordnung von ihren Mitglie¬ 
dern und Hilfsarbeitern neben dem allgemeinen Beamten¬ 
diensteid zu leistende Sondereid, mit dem sie geloben, sich 
von der Erfüllung der „der Reichsschuldenverwaltung mit 
selbständiger und unbedingter Verantwortung übertragenen 
Obliegenheiten durch keine Anweisung irgendwelcher Art 
abhalten zu lassen“. Um den ihr so auferlegten Verpfhchtun- 
Ren naclikommen zu können, muß die Reichsscliuldenvcrwa - 
tuns feststellen, daß der Gesamtbetrag der im Reichsschuld- 
buch eingetragenen Reichsschuldbuchforderungen und der 
ausgereicliten Wertpapiere dem Gesamtbeträge der besehe¬ 
nen Anleihen entspricht. Sie führt deshalb eine Anleihe- 
kontrolle, die buchungstechnisch das „Soll“ ergibt; das 
„Ist“ wird ermittelt durch das Hauptbuch der Reichs- 
schuld, in dem der Gesamtbetrag der im Reichsschuldbuch 
eingetragenen Forderungen zusammengestoßen wird mit 
dem Gesamtbetrag der von der Reichsschuldenverwaltung 
ausgereichten Stücke, so daß jederzeit der Pegelstand der 
Reichsschuld zuverlässig angegeben werden kann. 

Die Reichsschuldenverwaltung. die Milliardensummen ver¬ 
waltet. muß bei ihrer Arbeit von höchster Verantwortlichkeit 
und unbedingter Zuverlässigkeit beseelt sein. Wert und Stel¬ 
lung einer Behörde bestimmen nicht nur der Grad ihrer Lei¬ 
stung in der Gegenwart, sondern auch der Geist der Tradi¬ 
tion, der in ihr herrscht, und ihre Geschichte, aus der zu er- 
sehen ist, wie sie sich im Wandel der Zeiten bewährt hat. 
Dank des rechtlich und technisch eingespielten Apparats der 
Reichsschuldenverwaltung beherrschen Ordnung und Gesetz¬ 
lichkeit das Schuldenwesen des Reichs. Fast 125 Jahre lang 
hat die Schuldenverwaltung dies sorgsamst gepflegt. Jetzt 
gilt es, das Erbgut von 1820 vom Gestern durch das Heute m 
das Morgen zu übernehmen, da auch in Zukunft die Anleihen 
im Finanzwesen des Staates ihre Bedeutung behalten wer¬ 
den 8 ). 

III Kreditkontrolle ein Ordnungsprinzip des 
Staats. Die Kreditkontrolle hat sich als ein Ordnungsprmzip 
des deutschen Staatswesens erwiesen, dessen Notwendigkeit 
mit der Entwicklung zum Staatsgefüge einer modernen 
Großmacht gegeben ist. Der Wechsel der Staatsformen hat 
bis zur Machtübernahme 1933 Inhalt und Stellung der Schu - 
denverwaltung nicht wesentlich beeinflußt. In diesem Zeit¬ 
abschnitt. der im Zeichen der Aufspaltung der einheitlichen 
Staatsgewalt in die Gewaltenteilung stand, kam der Kredit¬ 
kontrolle neben den drei bekannten Staatsgewalten die Be¬ 
deutung zu, als selbständiges Organ darüber zu wachen, daß 
sich die Kreditaufnahme der Exekutive m den von der Legis¬ 
lative gesteckten Grenzen hielt. Mit der Machtübernahme 
durch den Nationalsozialismus ist die Gewaltenteilung aus 
unserm Staatsleben verschwunden. An die Stelle der Ge¬ 
waltenteilung ist im Fiihrerstaat die Ordnung des völkischen 
Gemeinwesens unter das Prinzip von Führer und Gefolg¬ 
schaft getreten. Dadurch hat auch der s 23 der Reichsschui¬ 
denordnung, obwohl er dem. Wortlaut nach bestehen geblie¬ 
ben ist, seine inhaltliche Änderung erfahren. Die Reichsschul- 
denverwaltutiR ist nach wie vor selbständig und unbedingt 
verantwortlich, d. h. sie ressortiert hinsichtlich der ihr mit 
selbständiger und unbedingter Verantwortlichkeit übertra¬ 
genen Aufgaben nicht von einem Ministerium und handelt 
nicht auf Anweisung. Sie ist dem Führer unmittelbar unter- 

') VkI. Rittershausen, Jahrb. f. Nationalökonomie u. Statistik 1943, 
S. 22 ff. 


stellt. Das, was ihr früher bei der Gewaltenteilung mit selb¬ 
ständiger Verantwortung zustand. nimmt sie heute als Organ 
des Führers aus dessen Händen. Wie der Rechnungshof des 
Deutschen Reichs tibt die Kreditkontrolle im Gesamtorga¬ 
nismus des Staates die Funktion einer Eigenkontrolle aus. 
Ihr kommt gerade im Führerstaat eine erhöhte Bedeutung 
zu, weil in ihm für eine andere als die Eigenkontrolle kein 
Raum ist. Die Reichsschuldenverwaltung allein gibt der 
Staatsführung die Gewähr, daß sich die Verschuldung des 
Reichs in den gesteckten Grenzen hält und die Reichsschuld 
gehörig verzinst und getilgt wird. Hierin liegt auch ihre 
Publizitätswirkung für den Reichskredit begründet. Sie be¬ 
steht darin, daß der Führer durch ein ihm unmittelbar unter¬ 
stelltes Organ den Reichskredit überwacht und die Rechte 
der Gläubiger des Reichs wahrt. So garantiert die Reichs¬ 
schuldenverwaltung als selbständige und unbedingt verant¬ 
wortliche Zentralbehörde die Ordnung auf dem Gebiete des 
Reichskredits. 

Geldabschöpfung und Geldüberhang 

Von Prof. Dr. Hero Mo eil er, Tübingen, 

Mitglied der Akademie für Deutsches Recht 

1. Geldschöpfung. Unter Geldschöpfung kann man alle 
Verfahren verstehen, durch welche sich in einer Volkswirt¬ 
schaft die umlaufende Geldmenge erhöht. Bei dem vollwerti¬ 
gen edelmetallischen Geld der strengen Goldwährung 
setzt die Geldschöpfung Golderzeugung und Münzprägung 
als technische Vorgänge voraus. Die Geldschöpfung selbst 
vollzieht sich hier durch Austausch der neuen Münze gegen 
die bei der Münzstätte zuvor eingelieferte Edelmetallmenge 
nach Maßgabe des Münzfußes. Die Zwischenschaltung der 
Kreditinstitute, vornehmlich der Zentralnotenbank, ändert an 
der Sachlage nichts Wesentliches. Die Scheidemünze, als 
unterwertig ausgeprägtes Geld mit beschränkter gesetzlicher 
Zahlkraft, ist eine Zwischenform von Sachgeld (vollwertiger 
Kurantmünze) und Kreditgeld, dies insofern, als Scheide¬ 
münze einen Einlösungsanspruch in unbeschränkte gesetz¬ 
liche Zahlungsmittel (Münzgesetz vom 30. August 1924, § 9, 
Abs. 3) gewährt. Wir können hier den Fall der Scheidemünze 
beiseitestellen. Die eigentlich interessante Problematik der 
Geldschöpfung ergibt sich beim Kreditgeld, also bei den¬ 
jenigen Geldarten, bei welchen die Zahlung durch Abtretung 
von kreditären Ansprüchen erfolgt. Praktisch handelt es sich 
in Deutschland vornehmlich um die Reichsbanknoten (stiiek- 
iiches Kreditgeld) und die täglich fälligen Guthaben bei den 
Kreditinstituten (nichtstückliches Kreditgeld, meist Buchungs¬ 
geld oder Giralgeld genannt), über welche Guthaben durch 
Überweisung oder Scheck verfügt und wo die Zahlung 
daraufhin durch Umbuchung bewirkt wird. 

Die Banknote ist neues Geld, sobald sie die Schalter der 
Notenbank verlassen hat, die Neuausgabe kann Steigerung 
der umlaufenden Geldmenge aber nur dann bedeuten, wenn 
die Banknote nicht unter Hereinnahme andern Geldes, wel¬ 
ches durch diese Hereinnahme seinen Geldcharakter verliert, 
ausgefolgt wird. Eine Ausgabe von Banknoten findet zu¬ 
nächst statt an die Sachlieferanten und das Personal der 
Zentralnotenbank selbst. Diesen Fall mögen wir vernachläs¬ 
sigen. Das entscheidende Verfahren der Neuausgabe ist das¬ 
jenige der Kreditgewährung, etwa unter Hereinnahme von 
Wechseln. Während die Erzeugung eines neuen Goldstückes 
grundsätzlich Aufwendungen in Höhe seines vollen Betrages 
erfordert, ist die technische Papiergelderzeugung kosten¬ 
mäßig nahezu bedeutungslos. Insofern entsteht hierbei Geld 
aus dem Nichts. Voraussetzung des glücklichen Funktionie- 
rens dieses Zauberverfahrens ist, daß nach Maßgabe ent¬ 
sprechender Geldmengenpolitik und im Gefolge konsequenter 
Geldwertigkeit der Noteninhaber für jede Geldeinheit des 
neuen Papiergeldes zu dem von ihm gewünschten Zeitpunkt 
Güter von genau oder ungefähr bestimmter Menge zu kaufen 
in der Lage ist. 

Das sog. Giralgeld unterscheidet sich von der Banknote 
volkswirtschaftlich nicht wesentlich, wohl aber technisch, 
ferner, da ihm in Deutschland bisher nicht die Eigenschaft 
eines gesetzlichen Zahlungsmittels verliehen worden ist. auch 
rechtlich. Die vielgehörte Meinung, das private Giralgeld sei 
als solches heute systemwidrig, ist abzulehnen. Gerade da, 
wo die Notenbank an keine Golddeckungsgrenzen gebunden 
ist, bestimmt sich schon deren Notenausgabe an Private in 
ihrem Ümfang entscheidend nach der freiwilligen privaten 
Inanspruchnahme. Giralgeld kann zunächst entstehen durch 
Einzahlung von stiicklichein Geld. Daraus ergeben sich Zu¬ 
sammenhänge zwischen stticklichem und nicht- 
stücklichem Geld, welche für die Bestimmung der volks- 







